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Der Deutsche Anwaltverein (DAV) ist der freiwillige Zusammenschluss der deutschen 

Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte. Der DAV mit derzeit 67.000 Mitgliedern vertritt die 

Interessen der deutschen Anwaltschaft auf nationaler, europäischer und internationaler 

Ebene. 

 

Der Deutsche Anwaltverein (DAV) lehnt den Referentenentwurf für ein Gesetz zur 

Bekämpfung schädlicher Steuerpraktiken und Steuerhinterziehung (Steuerhinterziehungsbe-

kämpfungsgesetz) im Grundsatz und in den Detailregelungen ab. 

 

Zunächst bedanken wir uns für die Gelegenheit zur Stellungnahme, möchten aber darauf 

hinweisen, dass eine Stellungnahme mit einer Frist von nur einer Woche es fast unmöglich 

macht, angemessen zu reagieren. Der DAV will den Sachverstand der Anwältinnen und 

Anwälte in die rechtpolitische Diskussion einbringen, dies ist allerdings unter diesen 

Bedingungen kaum möglich.  

 

Die Steuergesetze stellen Regeln auf, die von jedermann einzuhalten sind. Die Steuerhinter-

ziehung ist ein Delikt, das wie jedes andere verfolgt und geahndet werden muss. Dies ist die 

unzweifelhaft zutreffende Ausgangsposition. Die staatlichen Behörden haben dazu allerdings 

bereits steuerrechtliche und strafrechtliche Mittel zur Hand, die gerade durch die mögliche 

Kombination von steuerlichen Nachweis- und Mitwirkungspflichten einerseits und straf-

prozessualen Zwangsbefugnissen andererseits zum Teil erheblich über das hinausgehen, 

was den Strafverfolgungsbehörden in einem „normalen“ Strafverfahren zur Verfügung steht. 

Das gesetzliche Instrumentarium ist in den letzten Jahren wiederholt verschärft worden, 

wobei die Effektivität und die Verfassungsmäßigkeit der Regelungen in Teilen fragwürdig 

erscheinen. Es sei daran erinnert, dass der Gesetzgeber sich beispielsweise in Bezug auf 

die Neuregelung der „schweren Steuerhinterziehung“ (§ 370 a AO aF) mehrfach korrigieren 

musste. Zuletzt wurde im Jahressteuergesetz 2009 die strafrechtliche Verfolgungs-

verjährungsfrist im Falle der Steuerhinterziehung auf 10 Jahre verlängert, was wegen der 

Anknüpfung an die Tatbestandsmerkmale eines Regelbeispiels systematisch bedenklich ist 

und den im Gesetzgebungsverfahren versprochenen Effektivitätsgewinn sicher nicht herbei-

führen wird.  

 

Die Verschärfungen des Gesetzes in diesem Bereich werden bereits seit längerem in einem 

zunehmenden Maße in Frage gestellt. Der DAV hat sich dazu wiederholt kritisch geäußert. 

Eine weitere Verschärfung des Steuerrechts ist nicht sinnvoll. 
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Die im Steuerhinterziehungsbekämpfungsgesetz vorgesehenen Bekämpfungsmaßnahmen 

sind insgesamt abzulehnen. Zwei Maßnahmen sollen exemplarisch herausgegriffen werden: 

 

1.  Im Mittelpunkt steht die Verordnungsermächtigung nach § 52 Abs. 1 EStG bzw. § 33 

Abs. 1 KStG zur Bekämpfung „schädlicher Steuerpraktiken“. Hier stellt sich bereits 

die Frage, was denn solche Praktiken sein sollen. Soll die Vorschrift nicht zur 

Blankettvorschrift verkommen, müssen die Voraussetzungen klarer und enger gefasst 

werden. Es gibt nur legale oder illegale Steuerpraktiken. Legale Gestaltungen, die 

das Steueraufkommen von Deutschland beschränken und aus Sicht der Finanz-

verwaltung damit „schädigen“, dürfen nicht sanktioniert werden. 

 

Es ist verfassungsrechtlich sehr bedenklich, aufgrund von vagen Annahmen der 

Finanzverwaltung so weitreichende Änderungsmöglichkeiten wie die vollständige 

Versagung des Werbungskostenabzugs oder die Nichtanwendung des § 3 Nr. 40 

EStG bzw. des § 8 b KStG einzuräumen. Diese weitgehenden Eingriffe in das 

Steuerrecht müssen dem Gesetzgeber vorbehalten bleiben. 

 

Äußerst problematisch ist die Eingrenzung der Verordnungsermächtigung auf 

grenzüberschreitende Sachverhalte zu Personen und Personengesellschaften mit 

Wohnsitz, Sitz oder Geschäftsleitung in Staaten oder Gebieten, mit denen kein 

Auskunftsaustausch entsprechend Art. 26 des Musterabkommens der OECD zur 

Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiet der Steuern von Einkommen 

und von Vermögen in der Fassung von 2005 durchgeführt werden kann. Es 

befremdet, wenn ein Staat, der es nicht zuwege bringt, mit anderen Staaten 

entsprechende Vereinbarungen zu treffen, seinen eigenen Staatsbürgern die 

weitreichenden Lasten aufbürden will, um Druck auf den anderen Staat auszuüben. 

Die noch nicht im Entwurf vorliegenden Verordnungen können gar nicht so genau 

formuliert werden, dass nicht auch normale Geschäftsbeziehungen von den 

nachteilhaften Rechtsfolgen betroffen werden. Der Staat kehrt damit seine 

Verpflichtung zum Schutz seiner Bürger ins Gegenteil um. 

 

Die in der Begründung zum Entwurf aufgeführte Rechtsprechung des Bundesver-

fassungsgerichts rechtfertigt nicht die Benachteiligung legaler Steuerpraktiken mit 

dem Ausland. Der Entwurf verstößt damit auch gegen EG-Recht. 

 

 Die Zahlung von Betriebsausgaben oder Werbungskosten an ausländische Ver-

tragspartner ist schon nach geltendem Recht nur dann steuerlich abzugsfähig, wenn 
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der inländische Steuerpflichtige den Nachweis erbringt, dass es sich materiell um 

Betriebsausgaben/Werbungskosten handelt (dh. vor allem den Nachweis der 

betrieblichen Veranlassung erbringt) und wenn der Steuerpflichtige nachweist, wer 

als wirtschaftlich Berechtigter der wahre Empfänger der Zahlungen ist (§ 160 AO). 

Fehlen diese Nachweise, dann können die Zahlungen steuerlich nicht zum Abzug 

gebracht werden. Der Referentenentwurf bleibt jede Begründung dafür schuldig, 

warum und für welche Fälle es über die bereits bestehenden Anforderungen 

gerechtfertigt sein soll, einen inländischen Steuerpflichtigen mit Abgaben zu 

„erdrosseln“, die zielgerichtet gegen den allgemeinen Grundsatz der Besteuerung 

nach der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit verstoßen.   

 

2. Besteht aufgrund „allgemeiner Erfahrungen“ Anlass zur Vermutung, dass der Steuer-

pflichtige über Geschäftsbeziehungen zu Finanzinstituten in einem Staat oder Gebiet 

verfügt, mit dem kein Auskunftsaustausch entsprechend Art. 26 des Musterabkom-

mens der OECD durchgeführt werden kann, soll nach dem neuen § 90 Abs. 2 Satz 2 

AO der Steuerpflichtige von der Finanzbehörde verpflichtet werden können, Fragen 

zu beantworten, diese Angaben eidesstattlich zu versichern und die beteiligten 

Kreditinstitute von der Verschwiegenheitspflicht zu befreien. Kommt der Steuer-

pflichtige diesen Mitwirkungspflichten nicht nach oder sind seine Angaben im 

Wesentlichen nicht verwertbar, soll ein Ordnungsgeld von bis zu 5.000 € festgesetzt 

werden können. Werden die benannten Kreditinstitute nicht von der Verschwiegen-

heitspflicht entbunden, so soll nach dem neuen § 162 Abs. 2 Satz 3 AO vermutet 

werden, dass steuerpflichtige Kapitaleinkünfte im Ausland vorhanden oder höher als 

die erklärten Einkünfte sind. 

 

Bereits jetzt besteht die Möglichkeit für die Finanzverwaltung, ausländische Kapital-

einkünfte zu schätzen. Den Steuerpflichtigen treffen besondere Mitwirkungspflichten. 

Erforderlich sind bisher konkrete Anhaltspunkte dafür, dass der Steuerpflichtige 

entsprechende Einkünfte hat. 

 

Die Erweiterung der Mitwirkungspflichten auf Fälle, bei denen bereits aufgrund 

„allgemeiner Erfahrungssätze“ eine Vermutung besteht, der Steuerpflichtige verfüge 

über Geschäftsbeziehungen zu Finanzinstituten, ist abzulehnen. Der unbestimmte 

Rechtsbegriff ist zu pauschal, um damit die weiterreichenden Rechtsfolgen zu 

rechtfertigen. Ohne konkreten Bezug zum Steuerpflichtigen dürfen keine steuer-

relevanten Pflichten auferlegt werden. 
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Die Mitwirkungspflichten sind unverhältnismäßig und verfassungswidrig. Unwahre 

Angaben gegenüber der Finanzverwaltung sind bereits jetzt nach § 370 AO 

strafbewehrt. Eine zusätzliche Sanktion über § 156 StGB ist nicht erforderlich. 

Konsequente Steuerhinterzieher werden sich dadurch nicht abschrecken lassen. Das 

Entdeckungsrisiko steigt dadurch für den Täter ebenso wenig wie die Strafdrohung: 

Die – vom Staat unnötig provozierte – weitere Straftat fällt neben der Steuerhinter-

ziehung nicht ins Gewicht. Die Regelung ist insgesamt ungeeignet, um irgendwelche 

Aufklärungserfolge zu erzielen. 

 

Die zusätzliche Schätzungsmöglichkeit nach dem neuen § 162 Abs. 2 Satz 3 AO hilft 

der Finanzverwaltung wenig, da sich dann immer noch die Frage stellt, in welcher 

Höhe denn die vermuteten ausländischen Kapitaleinkünfte (hinzu-) geschätzt werden 

dürfen. Hier wird es bei den allgemeinen – bisherigen - Schätzungsgrundsätzen 

bleiben.  

 

Auch das Ordnungsgeld nach dem neuen § 90 Abs. 2 Satz 4 AO wäre im Fall des 

Inkrafttretens verfassungswidrig. Die vermuteten ausländischen Kapitaleinkünfte 

führen zwangsläufig zum Anfangsverdacht einer begangenen Steuerhinterziehung. 

Der Steuerpflichtige soll nun durch ein Ordnungsgeld gezwungen werden, sich selbst 

zu belasten. Der in § 393 Abs. 1 Satz 2 AO zum Ausdruck gekommene Grundsatz 

des „nemo-tenetur“ hat Verfassungsrang und steht dem eindeutig entgegen. Nach 

der Rechtsprechung dürfte die Regelung leer laufen, da jeder Betroffene die von ihm 

unter Zwangsandrohung verlangten Angaben unter Hinweis auf eine mögliche 

Selbstbelastung und seine daraus folgenden – durch das Grundgesetz garantierten – 

Rechte verweigern kann.  

 

Als Rechtfertigung darf es einem Rechtsstaat nicht genügen, darauf zu verweisen, 

dass doch derjenige, der nichts zu verbergen habe, auch nichts zu befürchten habe.  

 


